
„Polizeiflucht“ als verbotenes Autorennen anerkannt

Motive die Absicht, eine höchstmögliche Geschwindigkeit 
zu erreichen, letztlich ausgelöst haben oder begleiten.5 
Hintergründe zum Straftatbestand des § 315d StGB
Mit § 315d StGB wurde 20176 ein neuer Straftatbestand 
im Strafgesetzbuch aufgenommen. Dieser stellt sowohl 
die Veranstaltung als auch die Teilnahme von illegalen 
Autorennen unter Strafe. Damit reagiert der Gesetzgeber 
auf die Zunahme illegaler Kraftfahrzeugrennen, bei denen 
Unbeteiligte getötet oder schwer verletzt wurden.7 

Nach § 315d StGB kann mit Geldstrafe oder Freiheitsstra-
fe bis zu zwei Jahren bestraft werden, wer ein verbotenes 
Autorennen ausrichtet, durchführt oder daran teilnimmt. 
Bei Tod, schwerer Gesundheitsschädigung eines anderen 
Menschen oder einer Gesundheitsschädigung einer gro-
ßen Zahl von Menschen droht sogar eine Freiheitsstrafe 
von bis zu zehn Jahren. Auch der Versuch des Ausrichtens 
oder die versuchte Durchführung eines illegalen Autoren-

nens wird strafrechtlich erfasst. So können die Organisa-
toren solcher Rennen bestraft werden, auch wenn dieses 
nicht stattfindet, weil es beispielsweise durch die Polizei 
verhindert werden konnte. Ferner wird auch der einzelne 
Auto- oder Motorradfahrer, der grob verkehrswidrig und 
rücksichtslos wie bei einem Rennen rast, erfasst.8 Die 
Kraftfahrzeuge der Täter können nach § 315f StGB einge-
zogen werden. Zudem stellt § 315d StGB eine Katalogtat 
zur Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 69 StGB) dar.

Von Dr. iur. Marc Nüßer
Der 4. Strafsenat des Oberlandesgerichts (OLG) Stuttgart1 
hat mit Beschluss vom 4. Juli 2019 erstmals entschieden, 
dass auch Fälle der sogenannten Polizeiflucht unter den 
neuen Straftatbestand des § 315d Strafgesetzbuch 
(StGB) „Verbotene Kraftfahrzeugrennen“ fallen können.

Wer im Straßenverkehr

1. �ein nicht erlaubtes Kraftfahrzeugrennen ausrichtet  
oder durchführt,

2. �als Kraftfahrzeugführer an einem nicht erlaubten  
Kraftfahrzeugrennen teilnimmt oder

3. �sich als Kraftfahrzeugführer mit nicht ange- 
passter Geschwindigkeit und grob verkehrs- 
widrig und rücksichtslos fortbewegt, um eine 
höchstmögliche Geschwindigkeit zu erreichen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder  
mit Geldstrafe bestraft.

Der Angeklagte war vom Amtsgericht Münsingen2 am  
2. Oktober 2018 wegen eines verbotenen Kraftfahrzeug- 
rennens gemäß § 315d Abs. 1 Nr. 3 StGB verurteilt wor-
den. Hiergegen hat er eine sogenannte Sprungrevision3 
zum OLG eingelegt, die jedoch als unbegründet verworfen 
wurde.

Nach den Feststellungen des Gerichts flüchtete der Ange-
klagte mit seinem Pkw vor einer Streifenwagenbesatzung 
der Landespolizei, die ihn einer Verkehrskontrolle unterzie-
hen wollte. Nach Erkennen des Streifenwagens und des 
Haltesignals beschleunigte der Angeklagte sein Fahrzeug, 
um eine höchstmögliche Geschwindigkeit zu erreichen. 
Dadurch wollte er die ihn nun mit Blaulicht, Martinshorn 
und dem Haltesignal „Stopp Polizei“ verfolgenden Polizei-
beamten abhängen. Unter Missachtung der Sicherheits- 
interessen anderer Verkehrsteilnehmer fuhr er mit weit 
überhöhter Geschwindigkeit durch eine geschlossene Ort-
schaft. Die Gegenfahrbahn nutzend raste er zudem über 
eine rot anzeigende Ampel und setzte seine Fahrt durch 
den Ort bei erlaubten 50 km/h mit mindestens 145 km/h 
fort. Dabei wurde er von einer Geschwindigkeitsmess- 
anlage „geblitzt“. 

Hinter dem Ortsausgang fuhr er auf einer teils kurvenrei-
chen und unübersichtlichen Bundesstraße – bei partieller 
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 70 km/h – mit einer 
Geschwindigkeit von mindestens 160 bis 180 km/h.4 

Abzielen auf die relative Höchstgeschwindigkeit 
Nach Ansicht des Gerichts verlangt der § 315d Abs. 1  
Nr. 3 StGB nicht die Absicht, das Fahrzeug mit der ob-
jektiv höchstmöglichen Geschwindigkeit zu führen oder 
es bis an die technischen oder physikalischen Grenzen 
auszufahren. Ausreichend sei vielmehr das Abzielen auf 
die relative, eine nach den Sicht-, Straßen- und Verkehrs- 
verhältnissen oder den persönlichen Fähigkeiten des 
Fahrers mögliche Höchstgeschwindigkeit. Die Absicht, 
die höchstmögliche Geschwindigkeit zu erreichen, müsse 
auch nicht der Haupt- oder Alleinbeweggrund für die Fahrt 
sein. Vielmehr könne auch in Fällen der „Polizeiflucht“ eine 
Strafbarkeit nach § 315d Abs. 1 Nr. 3 StGB vorliegen, 
wenn die weiteren tatbestandlichen Voraussetzungen im 
Einzelfall festgestellt werden können.

Sowohl der Gesetzeswortlaut als auch die Begründung 
sprächen nach Ansicht des Gerichts dafür, auch die  
„Polizeiflucht“ als tatbestandsmäßig anzusehen. Schließlich 
sei sie von einem spezifischen Renncharakter geprägt, in 
dem sich gerade die in der Gesetzesbegründung genann-
ten besonderen Risiken wiederfänden. Auch wenn das Ziel 
des Wettbewerbs in dem zu entscheidenden Sachverhalt 
nicht im bloßen Sieg, sondern in der gelungenen Flucht 
liege. Die risikobezogene Vergleichbarkeit mit den sportli-
chen Wettbewerben liege auf der Hand. Es wäre vor dem 
Hintergrund des Schutzzwecks der Vorschrift und der 
intendierten Abgrenzung zwischen Fahrten mit Renncha-
rakter – und damit abstrakt höherem Gefährdungspotential 
– und bloßen Geschwindigkeitsüberschreitungen auch 
nach Auffassung des Gerichts sinnwidrig, für eine Straf-
barkeit – bei identischer Fahrweise und gleicher abstrakter 
Gefährdungslage – allein danach zu differenzieren, welche 
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